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Beschlussvorschlag der Verwaltung:

DerHaupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss zu
fassen:

DerGemeinderat beschliefit die als Anlage 0] beigefiigte, Satzung des Gemeinderates der
Stadt Heidelberg zur Aufhebung der Bewohnerparkausweisgebihrensatzung”

Finanzielle Auswirkungen:

Im 1. Halbjahr wurdenvon der Stadtinsgesamt 6281 Parkausweisezum Preisvon120€
ausgegeben. Hierfirwurden Gebiihrenin Hohe von753.720 € erhoben. Wiirde mandie
gleichen Ausstellungszahlenfiir das zweite Halbjahr zu Grunde legen, aber lediglich zum
Preisvon36 €, wirdendie Einnahmenauf226.116 € sinken.Die Differenzbetragt somit
527.604 €

Zusammenfassung der Begriindung:

Aufgrund des weitreichenden Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Junizuden
Bewohnerparkausweisgebiihren, schlagtdie Verwaltung vor, die Bewohnerparkausweis-
gebiihrensatzung aufzuheben und auf die urspriingliche Gebiihrenhohe von 36 € zuriick-
zugehen.
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 11.07.2023

29

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 11.07.2023

Bewohnerparkausweisgebiihrensatzung - Aufhebung der Gebiihrensatzung
Beschlussvorlage 0265/2023/BV

Die Beantwortung einer Anfrage der Fraktion Biindnis 90/ Die Griinen (siehe Anlagen 02
und 03 zur Drucksache 0265/2023/BV) ist als Tischvorlage verteilt.

Herr Mevius, Leiter des Rechtsamtes, erlautert analog derVorlage die rechtliche Situation
wiefolgt:

Das Bundesverwaltungsgericht habe vorvier Wochen die Bewohnerparkgebihrensatzung
der Stadt Freiburg fir nichtig erklart. Die Bewohnerparkausweisgebiihren hatten per
Rechtsverordnung geregelt werdenmiissen, nicht jedochin Form einer Satzung.

Momentanhabe manhierin Heidelberg ebenfalls eine vom Gemeinderat beschlossene
Satzung, die manaufgrund der Gerichtsentscheidung nun jedoch nicht anwendendiirfe. Da
die Satzung aber existiere, diirfe man diese auch nicht einfachignorieren, da sich die Stadt
sonst eine NormverwerfungskompetenzanmafBe.Man misse nun Rechtsklarheit schaf-
fen, was durchdie Aufhebung der Satzung erreicht werde.Dies sollte zwingend noch vor
der Sommerpause geschehen, damansonst bis zur nachsten Sitzung des Gemeinderates
im Oktober wartenmisse.Mit der sofortigen Aufhebung beschranke sichderUnsicher-
heitszeitraum auf 6 Wochen; mit der Aufhebung erstim Oktober waren es mindestens 4
Monate.

Alle anderen Fragen / Punkte konne man erstkldren, wenn das Bundesverwaltungsgericht
die Griinde fiir die Unwirksamkeit der Freiburger Satzung veroffentlicht und das Land die
Delegationsverordnung geandert habe.Dies dauere vermutlich mehrere Monate.Erst da-
nach konne mansich - natiirlich unter Einbeziehung des Gemeinderates - Gedankenma-
chen, wie eine Rechtsverordnung, die der Oberbiirgermeistererlasse, aussehen kadnnte.
DesWeiterenseidannzuklaren, wie mandie sozialenKriterienrechtssicherineiner kiinf-
tigenLosungberiicksichtigenkonne. Hierflir wolle manin jedem Falleinen Wegfinden.

Nach Aufhebung der Satzung kdnne man auf eine klare und rechtssichere Rechtsgrundla-
ge zuriickgreifen, namlich auf die weiterhinbestehende bundesrechtliche Gebiihrener-
machtigung (Gebiihrenordnung fiir MaBnahmenim Stralenverkehr) zuriickgehen. Somit
ware manwiederbeidenurspriinglichen GebilihreninHoéhe von 36 Euro. Andere Kommu-
nen, die ihre Satzung einfach nicht mehr anwendenwiirden, gingendas Risiko ein, einen
formalenFehler zu begehen, der gerichtliche Konsequenzen zur Folge haben werde.

Drucksache:

0265/2023/BV

00351766.docx



-23-

AbschlieBend weist er noch darauf hin, man sollte zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht tiber
einerickwirkende Aufhebung von Bescheidennachdenken. Hier miisse mandie Entschei-
dungsgriunde des Bundesverwaltungsgerichtes abwarten.

Stadtratin Stolz hakt nach, obmandie vorder Satzung giltige Gebuhr auf einen hoheren
Betragfestlegenkonne.Des Weiteren mochte sie wissen,ob mandie sozialenKriterienin-
sofernwiedereinbringenkonne, als dass mandie Regelungenzum Heidelberg-Pass+ ent-
sprechend anpasse, beispielsweise durch Zuschisse zuden hoher festzusetzenden Ge-
buhren.

Herr Mevius verneint die Erhohung dervor der Satzung giiltigen Gebiihren. Man diirfe
hochstens 36 Euro verlangen.Die sozialenKriterienwirdenerst wiederrelevant, wenndie
Kommune die Gebiihren (per Rechtsverordnung) wieder erhéhen diirfe / kdnne. Dies kdn-
ne abererstnach Vorliegender Entscheidungsgriinde des Bundesverwaltungsgerichtes
erfolgen.

Stadtrat Gradlerund Stadtrat Rothfuf konnen nicht nachvollziehen, warum man jetzt so
proaktiv handelnsolle. Aus ihrer Sicht gebe es keinen Handlungsdruck - mansollte die
schriftliche Begriindung des Bundesverwaltungsgerichtes und die darauffolgende Ent-
scheidungdes Landes abwarten. Andere Kommunen (Tiibingen, Mannheim, Karlsruhe)
wirdenauch abwartenund keine Notwendigkeit einer sofortigen Aufhebung sehen.

Oberbiirgermeister Prof.Dr. Wiirzner und Herr Mevius betonen nochmals, der Gemeinde-
rat misse denRechtsrahmenzwingend beriicksichtigenund dafiir sorgen, dass ,,Recht
auch Recht bleibe”. Als Stadt konne man nicht akzeptieren, dass rechtswidrig gehandelt
werde.Man habe hier keinen (rechtlichen) Spielraum. Sie appellieren eindringlich an das
Gremium, die Satzung heute aufzuheben.

Burgermeister Erichson berichtet vonderaktuellen Situationinden Blirgeramtern: Man
misse momentanbeijedem Biirgerund bei jeder Biirgerinrechtfertigen, warum maneine
rechtswidrige Satzunganwende. Mit der Aufhebung der Satzung erspare mansich viel Ar-
ger und schaffe Rechtsklarheit furdie MitarbeitendenindenBlrgeramtern.

Stadtrat Barteschmaochte wissen, welche Riickmeldungen man Biirgerinnen und Biirgern
gebenkonne, die bereits zu viel gezahlt hatten und diesbeziiglich nachfragten.

Oberbiirgermeister Prof.Dr. Wiirzner erklart, man musse die Entscheidungsgrinde des
Bundesverwaltungsgerichtes abwarten - erst danach kénne man handeln.

Stadtratin Prof.Dr. Schuster istirritiert iber die unnoétige Diskussion zudiesem Thema.Sie
erklart, seitens der SPD werde mandem Beschlussvorschlag zustimmen.
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Stadtrat Michalski stellt anschlieBend den Ges chaftsordnungsantrag auf

Ende der Debatte.

Der Antragwird voneiner ausreichenden Anzahl von Mitglieder des Haupt- und Finanz-
ausschusses unterstutzt und mehrheitlichangenommen.

Oberbiirgermeister Prof.Dr. Wiirzner stellt sodann den Beschlussvorschlag der Verwal-
tung zur Abstimmung.

B eschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses:

DerHaupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss zu
fassen:

DerGemeinderat beschliefit die als Anlage 01 beigeflgte, Satzung des Gemeinderates der
Stadt Heidelberg zur Aufhebung der Bewohnerparkausweisgebihrensatzung”

gezeichnet
Prof. Dr. Eckart Wiirzner
Oberbiirgermeister

Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung
Nein2 Enthaltung 3
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Sitzung des Gemeinderates vom 20.07.2023

Ergebnis: einstimmig beschlossen
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Begriindung:

Ausgangslage

In Heidelberg hat der Bewohnerparkausweis bislang 36 € (bundesrechtliche Regelung 30,70 €, zu-
ziiglich 5,30 € fiirdie Ausstellung von Besucherkarten) gekostet.

Dieam 4.Juli2020in Kraft getretene Anderung des StraBenverkehrsgesetzes (StVG) hat die Lander
ermachtigt, die Gebiihren fliir Bewohnerparkausweise durch eigene Gebiihrenordnungen anzupas-
sen.Das Land Baden-Wirttemberg hat mit der DelegationsverordnungderLandesregierung zur Er-
hebung von Parkgebiihren (ParkgebVO0) vom 14. Juli 2021 die Kommunen als ortliche und untere Stra-
Benverkehrsbehorden zur Festsetzungvon Bewohnerparkgebiihrenin eigenen Gebiihrenordnungen
ermachtigt, wobei Gemeindendie Gebuhrenordnungenals Satzungen auszugestalten haben.

In der Sitzung vom 09.Dezember 2021 hat der Gemeinderat die ,Bewohnerparkausweisgebiihrensat-
zung“ beschlossen; seitdem 01.01.2022 betragt die jahrliche Gebiihr fir die Ausstellung eines Bewoh-
nerparkausweisesinHeidelberg120€.

In der Gemeinderatssitzungvom 15.Dezember 2022 wurde die Satzung um ein Jahr bis zum 31.12.2023
verlangert.

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Juni 2023

Das Bundesverwaltungsgericht hatam13.06.2023 im Wege der Normenkontrolle entschieden, dass
die Bewohnerparkausweisgebiihrensatzung der Stadt Freiburgunwirksamist und dazudrei Griinde
aufgefihrt:

1. DasLandBaden-Wiirttemberghatte bei der Weiterdelegation den nachfolgenden Behdrden
als Rechtsform die Rechtsverordnung vorschreibenmiissen.Nurdazuermachtige § 6a Abs.
5a StVG.

Eine Gebiihrenordnung in Form einer Satzung sei unzulassig.

2. Verschiedeneinder Satzungder Stadt Freiburg enthaltene ErmafBiigungenaus sozialen
Griinden seienmangels Rechtsgrundlage unzulassig. Soziale Ermafigungenkonnen erst
dannvorgesehenwerden,wennderBundesgesetzgeber dazuausdriicklich ermachtigt.

3. Gebiihrenspriinge beieiner Staffelung nach Grofe (insbesondere Lédnge der Fahrzeuge) sei-
en zugroB. Im Extremfallkonne einLangenunterschiedvon50 Zentimetern zu einer Verdop-
pelung der Gebiihren fihren. Das sei mit dem Gleichheitsgrundsatz nicht zuvereinbaren.Die
Staffelung nach Lange wurde indes grundsatzlich fiir zulassig befunden.
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Auch wenndas Urteildes Bundesverwaltungsgerichts unmittelbar nur die Satzung der Stadt Freiburg
aufhebt, betreffendie aufgezeigtenMangelauchalle anderen erlassenen Bewohnerparkgebiihrenre-
gelungen, die als Satzungen ergangen sind.

Nicht beanstandet hat das Bundesverwaltungsgerichtindes die Hohe der "Regelgebihr" in Hohe von
360€. Angesichts des erheblichen Wertes eines wohnungsnahen Parkplatzes steht sie wederinei-
nem groben Missverhaltnis zum Gebilihrenzweck des Ausgleichs der mit dem Parkausweis verbun-
denen Vorteile nochistsie vollstandigvondenzudeckenden Kostender Ausweisausstellung abge-
koppelt.

Folgen des Urteils fiir die Stadt Heidelberg

Positivzuerwahnenist, dass das Bundesverwaltungsgericht eine Gebiihrenhohe von360 € als ver-
haltnismafigerachtet.Die vonder Stadt Heidelberg festgelegte Gebihrvon120€ist demnachin ihrer
Hohe nicht zu beanstanden.

Gleichwohlhat die Bewohnerparkausweisgebiihrensatzung der Stadt Heidelberg zwei der oben auf-
gezeigtenMangel:

e DieErhebung derBewohnerparkausweisgebihrenwurde bei der Stadt Heidelberg ebenfalls
in einer Satzung (und nicht wie notwendigin einer Rechtsverordnung) festgelegt.

o DieSatzungenthalt ebenfalls soziale ErmaBigungen, dergestalt, dass Personen mit giiltigem
Heidelberg-Pass oder Heidelberg-Pass+ nur 36 € bezahlen miissen.

Nachdeninsoweit eindeutigen Verlautbarungen des Bundesverwaltungsgerichts istals gesichert zu
unterstellen, dass die Heidelberger Bewohnerparkausweisgebiihrensatzung rechtlich nicht haltbar
ist. Eine weitere Gebilhrenerhebung auf der Grundlage dieser Satzung ist damit ausgeschlossen.Um
dendadurch entstehendenrechtlichen Schwebezustand so schnell wie moglich zu beenden und auf
die weiterhin bestehende bundesrechtliche Gebiihrenermachtigung (Gebiihrenordnung fiir Mafinah-
menim StraBlenverkehr - Geb0St) zuriickgreifen zu kdnnen, schlagt die Verwaltung vor, die Bewoh-
nerparkausweisgebiihrensatzung aufzuheben und auf die urspriingliche Gebiihrenhohe von36 €
(30,70 € plus 5,30 € fiirdie Ausstellung von Besucherkarten) zuriickzugehen.

Diese Vorgehensweise ist praktikabel, leicht umsetzbar, technisch abbildbar und mit dem geringsten
AufwandbeidenBirgeramternverbunden.

Anzumerkenist,dass es sich hierbei lediglichum eine kurzfristig zuverwirklichende Interimsrege-
lung handelt, bis die Stadt nachder zu erwartenden - hoffentlich zeitnahen - Abanderung derbundes-
und landesrechtlichen Vorschriftenwieder zu einer der bisherigen Satzungsregelung entsprechen-
denneuen Gebilhrenordnung zuriickkehren kann.
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Prifung der Nachhaltigkeit der Mainahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungspla-
nes /derLokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung) beriihrt Ziel/e:
Qu1 - Solide Haushaltswirtschaft

Begriindung:
Durch diereduzierte Gebiihr von 36 € ergebensich Mindereinnahmen.

2.Kritische Abwéagung/Erlduterungen zu Zielkonflikten:

Durch die voriibergehende Riickkehr auf die urspriingliche Gebilihr von 36 € wird sich die Ein-
nahmesituationder Stadt leicht verschlechtern.

gezeichnet
Raoul Schmidt-Lamontain

Anlagen zur Drucksache:

Nummer: | Bezeichnung

01 Satzung des Gemeinderats der Stadt Heidelberg zur Aufhebung der Bewohner-
parkausweisgebiihrensatzung
02 Beantwortung_Anfrage Griine-Fraktion

(Tischvorlage inder Sitzung des Haupt-
und Finanzausschusses vom 11.07.2023)
03 Anlage1zu Anlage 02 der DS 0265_2023_BV_Zahlen Parkausweise

Drucksache:

0265/2023/BV

00351766.docx



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 11.07.2023
	Beschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses:
	Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung

	Sitzung des Gemeinderates vom 20.07.2023
	Ergebnis: einstimmig beschlossen

	Begründung:
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

